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S
chleswig-Holsteins Ministerpräsident 
Daniel Günther steht in seiner CDU 
ziemlich allein da: Mit allen Kräften 
möchte seine mit den Grünen koalie-

rende Landespartei einen Verbotsantrag der 
Bundesregierung gegen die AfD unterstützen. 
Nur ist diese robuste Grenzziehung zur selbst-
ernannten Alternative in der Führung der Bun-
despartei nicht sonderlich erwünscht.

Am vergangenen Freitag offenbarte sich, 
dass Bundeskanzler Friedrich Merz und Bun-
destagsfraktionschef Jens Spahn bei der ge-
planten Wahl der Bun des ver fas sungsrich te-
r:in nen keine einheitliche Linie in ihren Rei-
hen entwickeln und einhalten konnten. Die 
CDU unter Merz und Spahn laviert zwischen 
einen moderat-liberalen Konservatismus und 
einem radikal-antiliberalen Konservatismus. 
Folglich fehlte die nötige Zustimmung für die 
Juristin Frauke Brosius-Gersdorf, die eine libe-
rale Einstellung bei der Thematik Abtreibung 
vertritt. Mit der Abwehr der zuvor vereinbarten 
SPD-Kandidatin für das Bundesverfassungsge-
richt unterstützte die CDU letztlich eine Kam-
pagne der AfD, die gegen die Juristin mobili-
siert hatte. 

Diese innerparteiliche Ambivalenz findet 
sich auch bei der Frage, ob man ein Verbot der 
AfD unterstützen soll. Im Bundestag steht die 
Union allein da – SPD, Grüne und Linke haben 
sich nach Parteitagsbeschlüssen für ein Ver-
botsantrag ausgesprochen. Doch gleichlau-

tende innerparteiliche Forderungen wehrt 
Merz bislang ab, weil das nach „Konkurrenz-
beseitigung“ riechen würde. Allerdings: Auf 
mancher Landes- und Kommunalebene ist für 
CDU-Politiker*innen die AfD nicht mehr nur 
reine Konkurrenz, sondern Teil einer potenzi-
ell gemeinsamen Machtkonstellation. Verein-
zelte Zusammenarbeit gibt es jedenfalls schon.

Daniel Günther hält das für verwerflich. 
Er betont, „dass ein Staat sich selbst schützen 
muss“. Aus dem Grund hätten die Väter und 
Mütter die Option eines Parteiverbotsverfah-
rens geschaffen, so Günther im Mai gegenüber 
der Neuen Osnabrücker Zeitung. Ein Antrag 
würde die Demokratie stärken, denn wenn ein 
„Rechtsstaat Verfassung und Gesetze nicht kon-
sequent“ anwende, führe dies „zu einem „Ver-
trauensverlust“. Der Staat könne nicht einfach 
zugucken, wie eine Partei sich gegen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung wende.

Doch den Rest der CDU hat Günther bislang 
nicht überzeugt. Dennoch lösen seine Ansich-
ten Sorgen in der AfD aus. Einhergehend mit 
der Einstufung durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz als gesichert rechtsextrem 
versucht die AfD, sich weniger extrem zu prä-
sentieren. Im Bundestag gab sich die Fraktion 
jüngst einen Verhaltenskodex zum „gemäßig-
ten Auftreten im Parlament“. Die AfD-Landtags-
fraktion in Niedersachsen hatte das auch schon 
mal versucht: Sie wollte politische Gegner und 
Flüchtlinge nicht mehr pauschal verunglimp-
fen und nicht mehr erwähnen, dass „das Demo-
kratieprinzip in Deutschland abgeschafft wer-
den“ solle. Allzu lange daran gehalten hatten 
sich die Abgeordneten seinerzeit nicht. 

Wie ein AfD-Verbot 
die CDU entzweit 

Andreas Speit
Der rechte Rand

Metronom fährt demnächst 
nicht mehr allein
Die Regionalzüge auf der Bahnstrecke 
zwischen Göttingen, Hannover und 
Hamburg sollen ab Juni 2026 verläss-
licher fahren. Das kündigte jedenfalls 
die Landesnahverkehrsgesellschaft 
(LNVG) mit der Bekanntgabe der künf-
tigen Betreiber an. Mit DB Regio und 
Metronom werden ab dem kommen-
den Sommer zwei Unternehmen auf 
der Strecke des Hansenetzes fahren. 

Bisher war Metronom für die gesamte 
Strecke verantwortlich. (dpa)

Leichter raus aus dem Mietvertrag 
bei häuslicher Gewalt
Opfer von häuslicher Gewalt sollen 
leichter aus gemeinsam mit dem ge-
walttätig gewordenen Partner geschlos-
senen Mietverträgen herauskommen. 
Das sieht ein Antrag der rot-grünen Re-
gierungsfraktionen vor, über den am 
Mittwoch die Hamburgische Bürger-

schaft entscheiden soll. „Es ist nicht 
hinnehmbar, dass Opfer häuslicher Ge-
walt auch nach dem Auszug noch mo-
natelang für die Miete haften und sich 
unter eigenem Kostenrisiko zivilrecht-
lich aus dem Mietvertrag klagen müs-
sen – und das für eine Wohnung, die oft 
der Ort des gewalttätigen Geschehens 
war“, sagte die rechtspolitische Spreche-
rin der SPD, Sarah Timmann. Der Se-
nat wird in dem Antrag aufgefordert, 
sich über eine Bundesratsinitiative für 

eine bundeseinheitliche Lösung einzu-
setzen. (dpa)

Proteste gegen Sparmaßnahmen 
an der Hamburger Uni
An der Uni Hamburg regt sich Wider-
stand gegen Sparmaßnahmen. Dozen-
t*in nen und Studierende der Politikwis-
senschaft kritisieren laut NDR in einem 
Brief an den Präsidenten Hauke Heeke-
ren Lehrkräftemangel, Spardruck und 
weniger Professuren als anderswo. 

Knapp jede zweite Lehrveranstaltung 
werde bereits jetzt von externen Lehr-
kräften angeboten. Außerdem gebe es 
nun noch Pläne, die Professur für In-
ternationale Beziehungen zu streichen. 
Die Uni-Leitung bestreitet, die Profes-
sur streichen zu wollen, sie werde im 
kommenden Jahr ohnehin frei. Dass 
die Finanzlage angespannt ist, bestä-
tigt die Uni. Alle müssten sparen, das 
habe „spürbare Auswirkungen“ auf den 
Alltag. (taz)
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Das Konzept klingt klar: Die Bremer Innenstadt soll ein Ort der Begegnung werden.  
Eine Anlaufstelle war zwei Jahre lang das „Umzu“ in der Innenstadt. Doch jetzt musste 
es schließen, weil die Stadt kein Geld mehr bereitstellt

Begegnungen  
haben ihren Preis

Von Lotta Drügemöller

Am Hanseatenhof, mitten in 
der Bremer Innenstadt, steht 
ein leerer Glaskasten; seit An-
fang Juli ist er verwaist. Früher 
war darin mal ein Blumenladen, 
dann kam das „Umzu“: Ab Juli 
2023 hatte das städtische Pro-
jektbüro Innenstadt diese Expe-
rimentierfläche aufgebaut, „für 
die Erprobung von Konzepten 
abseits des Einzelhandels in der 
Innenstadt“; ein Raum, den Ini-
tiativen oder auch Einzelperso-
nen kostenfrei bespielen konn-
ten, mit Vorträgen, Ausstellun-
gen oder Workshops. 

Dass es Bedarf an einem 
solchen Raum in der City gab, 
zeigte sich schnell: „Es war, als 
hätten alle darauf gewartet“, er-
zählt die Verantwortliche Sonja 
Broy vom Projektbüro Innen-
stadt. „Kaum waren wir da, be-
kamen wir schon fertige Ex-
posés zu Projekten.“ Schon ein 
paar Wochen nach der Eröff-
nung war das Glaszimmer bis 
Ende des Jahres ausgebucht.

Insgesamt 72 verschiedene 
Ver an stal te r*in nen nutzten es – 
für ganz unterschiedliche Ideen. 
In einem Reparaturcafé konn-
ten nach Feierabend gemein-
sam Klamotten repariert wer-
den; Kinder wurden über ihre 
Rechte aufgeklärt; Kunststudie-
rende nutzten die 40 Quadrat-
meter für erste eigene Ausstel-
lungen; ein Projekt für Mehr-
sprachigkeit etablierte kleine 
Sprachkurse für Rumänisch 
oder Lesungen auf Luanda, Fran-
zösisch und Bulgarisch.

Doch seit Ende Juni ist Schluss: 
Die Förderung durch das Bundes-
programm „Zukunftsfähige In-
nenstädte und Zentren“ (ZIZ) ist 
ausgelaufen  – und die klamme 
Stadt Bremen hat keine Möglich-
keit gesehen, den Ort auf eigene 
Kosten fortzuführen. 

Rund 50.000 Euro im Jahr 
kostet der Betrieb, darin ent-

halten sind die Miete, die Orga-
nisation sowie eine kleine Un-
terstützung für die Initiativen, 
die den Ort bespielen. „Auch 
wenn es nur ein relativ kleiner 
Betrag ist: Die Haushaltslage 
lässt es leider nicht zu, dass wir 
die auslaufende Unterstützung 
des Bundes durch bremisches 
Geld ersetzen“, sagt der Spre-
cher der Senatskanzlei, Chris-
tian Dohle.

Dabei ist die Strategieent-
scheidung des Senats grund-
sätzlich klar, die Strategie „City 
Bremen 2030+“ wurde erst vor 

Kurzem bei einem sogenannten 
„Binnenstadtdialog“ vorgestellt: 
Die Innenstadt, so die Grundan-
nahme, kann nicht länger nur 
auf den darbenden Einzelhan-
del setzen; belebt werden soll die 
City stattdessen mit einem Mix 
aus Geschäften, Gastronomie, 
Wohnen, Wissenschaft  – und 
Begegnungsorten. „Wir wollen 
diesen Wandel gestalten, vom 
reinen Handelszentrum hin zu 
einem lebendigen Ort der Be-
gegnung“, so wird Bürgermeis-
ter Andreas Bovenschulte (SPD) 
auf der Homepage vom Projekt-
büro Innenstadt zitiert. 

Im Zentrum der Strategie – 
und im Fokus der Aufmerksam-
keit – liegt ein anderer halb ver-
lassener Ort: das Horten-Ge-
bäude, direkt gegenüber vom 
bisherigen Umzu. In diesem 
größten Gebäude der Innen-
stadt residierte lange Galeria 
Kaufhof, zuletzt ein paar Jahre 
lang ein Möbelgeschäft. Aktuell 
ist nur noch der Saturn-Markt 

übrig: Ganz oben liegt der, in 
der dritten Etage. Die Rolltrep-
pen fahren die Kun d*in nen 
durch leere Stockwerke dort-
hin. 

Das Gebäude hat die Stadt 
vor einiger Zeit gekauft  – ein 
Coup, um die Entwicklung der 
Innenstadt wieder selbst in die 
Hand nehmen zu können. Mo-
mentan streitet sich die Koali-
tion noch, ob der 70er-Jahre-Bau 
stehen bleiben darf oder ob Ab-
riss und Neubau die richtige 
Lösung sind. In einem aber ist 
man sich schon einig: Das, was 

hier entsteht, soll nicht nur auf 
klassisches Shopping ausgerich-
tet sein, sondern „lebendiger 
Erlebnisort“ werden, mit „kon-
sumfreien Orten und einem 
starken öffentlichen Raum“.

Auf das Horten-Gebäude 
hatte auch das Projektbüro In-
nenstadt gehofft und dort die 
Zukunft des Umzus gesehen. 
Doch nun ist schon Schluss, 
während die Planungen für das 
Gebäude noch in den Anfängen 
stecken. An Geld scheitern wird 
das neue Quartier wohl nicht: 
Mit 300 Millionen Euro wurde 
die eigens ins Leben gerufene 
Stadtentwicklungsgesellschaft 
Brestadt ausgestattet, um Kauf 
und Umbau zu realisieren. 

Es ist nicht ganz fair, diese 
Summe neben die Kosten für 
das Umzu zu stellen – schließ-
lich konnte die Stadtentwick-
lungsgesellschaft das Geld als 
Kredit aufnehmen und kann 
mit einem neuen Quartier ge-
genüber Banken und Stabilitäts-

rat einen handfesten Gegenwert 
vorweisen; die 50.000 Euro da-
gegen müssen aus dem laufen-
den Haushalt finanziert werden.

Doch Gebäude allein werden 
am Ende den Wunsch nach Be-
gegnung nicht auffangen kön-
nen. Die Forderung bleibt fol-
genlos, wenn sie nicht finanziert 
wird. „Bei Konferenzen“, erzählt 
die Umzu-Verantwortliche Broy, 
„nicken immer alle begeistert, 
wenn es um dritte Orte geht.“ 
Gemeint sind damit in der So-
zialwissenschaft Orte, die neben 
dem eigenen Zuhause und der 
Arbeit für Begegnungen zur Ver-
fügung stehen, ohne Konsum-
pflicht. Aber: „Auch dritte Orte 
haben ein Preisschild  – das 
wird irgendwie vergessen“. Eine 
Miete wird fällig, irgendwer 
muss das Programm kuratie-
ren, die oft  ehrenamtlichen In-
itiativen brauchen für ihre Pro-
jekte Betreuung.

Auch im Glaskasten vor dem 
Horten-Eingang hätte das Umzu 
bis zur möglichen Fertigstellung 
eines neuen Quartiers überdau-
ern können: Einen neuen Mieter 
gibt es noch nicht. Das wird auch 
nicht leicht: Auf den 40 Quad-
ratmetern gibt es keine Toilette, 
keinen Lagerraum, nicht einmal 
eine eigene Heizung. „Uns er-
reichen immer mal wieder An-
fragen für die Fläche – aus den 
genannten Gründen stellt sie 
sich jedoch für die Interessier-
ten meist als doch nicht geeig-
net heraus“, schreibt Pressespre-
cherin Andrea Bischoff von der 
zuständigen Wirtschaftsförde-
rung Bremen.

Die Projektverantwortliche 
Broy will nun in den nächsten 
Wochen versuchen, das Know-
how für die Zukunft zu sichern: 
„Es geht jetzt ganz viel ums Do-
kumentieren.“ Sie selbst wird 
nur noch bis Herbst dabei sein, 
auch ihre Stelle wurde durch 
das ZIZ-Programm des Bundes 
gefördert und läuft aus. 

Das „Umzu“ war Reparaturcafé, 
Ausstellungsraum und Lernort für 
Sprachkurse – insgesamt 72  
Ver an stal te r*in nen nutzten es für 
unterschiedliche Angebote

War mal ein lebendiger Glaskasten: das „Umzu“ in der Bremer Innenstadt 2024   Foto: Christian Burmester/Projektbüro Innenstadt Bremen

Ministerpräsident Daniel 
Günther steht mit der 
Forderung nach einem 
Verbotsverfahren parteiintern 
ziemlich allein da

Von Amira Klute

Uwe Brandt trägt Orange, wie 
sein Arbeitgeber. Der 64-jährige 
gelernte Elektroniker steht im 
„Stilbruch“-T-Shirt vor der Ein-
fahrt zur Filiale des Gebraucht-
wagenkaufhauses, einer knall-
orangen Halle im Industriege-
biet in Hamburg-Wandsbek. 

Ein Auto blinkt und biegt ein 
auf den Parkplatz. Trillerpfeifen 
gehen los. „Der wird gleich aus-
gebuht“, sagt Brandt, hält sich 
die Ohren zu und lacht. Es ist 
Warnstreik bei Stilbruch. Die Ge-
werkschaft Ver.di verhandelt ge-
rade mit dem Unternehmen ei-
nen neuen Tarif für die insge-
samt 70 Angestellten an drei 
Standorten aus. 

Das Kaufhaus in Wandsbek 
hat trotz Streiks geöffnet. Ei-
nige Kund:in nen hätten sie 
aber schon davon überzeugen 
können, wieder nach Hause zu 
fahren, sagt Brandt. Mit ihm 
streiken an diesem Montag 10 
Kolleg:innen, von insgesamt 
16. In der Filiale in Altona sind 
es noch mehr: 22 von 25. Gelan-
det sei er in der Elektrowerkstatt 
bei Stilbruch vor 10 Jahren „auf-
grund des interessanten Kon-
zepts, dass man Schätze wieder 
in Umlauf bringt“, sagt Brandt. 
Er liebe seine Arbeit, sagt er. 

Das Kaufhaus Stilbruch ist 
eine Hamburger Institution. 
Zu kaufen gibt es seit 2001 alles 
Mögliche Gebrauchte: Möbel, 
Geschirr, Fahrräder, Laptops, Bü-

cher, Klamotten, Spielzeug. Die 
Ware kommt von Privatperso-
nen, die aussortiert haben, von 
Unternehmen oder der Ham-
burger Stadtreinigung. In der 
Filiale in Wandsbek kriegt man 
zum Beispiel ein Set tiefer Tel-
ler für 7,50 Euro, eine Holzgiraffe 
für 19,50 Euro oder ein Polizei-
Fahrrad für Kinder für 20 Euro.

Die Menschen, die bei Stil-
bruch arbeiten, kontrollieren 
Elektrogeräte, sortieren Contai-
ner voller Dinge, preisen Bücher 
aus, bereiten Möbel auf oder sit-
zen an der Kasse. Zu Beginn wa-
ren es vor allem sogenannte Ein-
Euro-Jobber. Mittlerweile sind 
alle Beschäftigten ganz normal 
angestellt.

„Es ist jetzt nicht ein Betrieb, 
wo die Leute runtergemacht 
werden“, sagt Barbis Garno-
tis, Gewerkschaftssekretär von 
Ver.di und zuständig für lau-
fende Tarifverhandlungen. 
„Aber das Thema für die Leute 
ist die Kohle.“ Obwohl das Unter-
nehmen sich soziale Verantwor-
tung auf die Fahnen schreibe, 
verdienten die Angestellten 
schlecht, sagt Garnotis. Laut 
Ver.di sind es im Schnitt 2.550 
Euro brutto im Monat. 

Das sind laut Verdi rund 600 
Euro weniger als der Durch-
schnittsgehalt bei der Hambur-
ger Stadtreinigung, dem städti-
schen Unternehmen, dem Stil-
bruch zu 100 Prozent gehört. 
Auch verdienten die Leute bei 
Stilbruch bis zu 700 Euro we-

niger als Menschen in anderen 
Gebrauchtwarenkaufhäusern, 
die nach festen Entgeltstufen 
bezahlt werden.

In Zeiten rasant gestiegener 
Lebenshaltungskosten wüss-
ten viele Beschäftigte bei Stil-
bruch nicht mehr, wie sie mit 
dem Geld über die Runden kom-

men sollen, sagt Garnotis. „Viele 
von uns können sich einen Ein-
kauf in den eigenen Kaufhäu-
sern kaum noch leisten“ steht 
auf einem Flyer, den die Strei-
kenden an Kun d:in nen vertei-
len. 500 Euro mehr im Monat 
fordern sie und einen Tarifver-
trag von zwölf Monaten Laufzeit. 

Der Warnstreik sei nötig, weil 
das Angebot von Stilbruch an 
seine Angestellten nach zwei Ver-
handlungsrunden deutlich un-
ter dem Tarif der Stadtreinigung 
Hamburg liege. Die Gewerkschaft 
kritisiert, dass das Unternehmen 
den Angestellten nicht entgegen-
käme, obwohl es in den vergan-
genen Jahren gewachsen sei und 
mehr Gewinn abwerfe. 

Die Geschäftsführer von Stil-

bruch haben sich bis Redakti-
onsschluss nicht dazu geäußert. 
Die Hamburger Stadtreinigung 
bestätigt der taz, dass Stilbruch 
Gewinn erwirtschaftet, was es 
als GmbH auch müsse, möchte 
während laufender Verhandlun-
gen aber keine konkreten Zah-
len nennen.

In der Wandsbeker Filiale 
sieht es am Streiktag fast aus wie 
immer. Gerlinde Klein, 63, Kun-
din mit Glasschale in der Hand, 
hat den Streikposten an der Ein-
fahrt gesehen und ein schlech-
tes Gewissen. Sie sei aber extra 
aus Hamburg-Niendorf herge-
fahren. „Bin voller Mitgefühl“, 
sagt sie. Ein Mann im oran-
gen Stilbruch-Shirt, der ano-
nym bleiben möchte, sagt auf 
die Frage, warum er nicht am 
Streik teilnimmt, er finde, sein 
Gehalt sei genug. Seine Kolle-
gin hat keine Zeit zu sprechen, 
weil sie an der Kasse gebraucht 
wird. Der Filialleiter möchte sich 
nicht äußern. 

Kay Jäger, Sprecher für Ge-
werkschaften und öffentliche 
Unternehmen der Linksfrak-
tion in der Hamburgischen Bür-
gerschaft, fordert, dass die Stadt 
mehr Verantwortung als Arbeit-
geberin übernimmt. „Das stadt-
eigene Unternehmen Stilbruch 
präsentiert sich gern als nach-
haltig und sozial. Diesem Image 
muss die Arbeitgeberseite nun 
auch gerecht werden.“

Die dritte Verhandlungs-
runde startet heute Vormittag.

Die Angestellten des Hamburger Secondhand­Kaufhauses Stilbruch haben Montag gestreikt. 
Sie fordern denselben Lohn wie beim Mutterkonzern, der kommunalen Stadtreinigung

Großes 
Angebot: das 

Sozialkaufhaus 
Stilbruch in 

Hamburg-
Wandsbek 

Foto: Breuel­
Bild/Imago

Arbeitskampf zwischen 
den Gebrauchtwaren

„Viele können sich 
den Einkauf im 
eigenen Kaufhaus 
kaum noch leisten“
Barbis Garnotis,  
Ver.di­Gewerkschaftssekretär

Interview Quirin Knospe

taz: Herr Söding, hat die CDU-Politikerin Ju-
lia Klöckner recht: Ist die Kirche eine NGO?

Thomas Söding: Die Kirche ist tatsächlich 
von jeder Regierung unabhängig. Sie ist die Kir-
che. Hier bekommen der Gottesdienst und die 
Glaubensfragen einen Raum. Wir brauchen im 
politischen Feld keine Privilegien. Wir bringen 
aber aus dem christlichen Menschenbild un-
sere Auffassungen öffentlich und ohne Scheu-
klappen in den Diskurs ein.

taz: Muss die Kirche aber auch zwingend 
politisch sein?

Söding: Die Kirche ist von ihrem Ursprung 
her politisch, auch wenn sie nicht um der Po-
litik willen gegründet worden ist. Diesen Auf-
trag nimmt sie wahr, immer in Kontakt mit 
den Herausforderungen der Zeit. Auf der einen 
Seite haben wir einen starken sozial-ethischen 
Anspruch. Auf der anderen Seite sind wir ent-
schieden für die Freiheit des einzelnen Men-
schen, gerade dann, wenn es sich um vulnera-
bles Leben handelt.

taz: Haben die Kirchen deshalb Bundes-
kanzler Merz scharf für seine Migrations-
politik kritisiert?

Söding: Das Thema Migration ist eines, bei 
dem es seit Jahrzehnten immer wieder zu Aus-
einandersetzungen kommt. Wir verstehen, 
dass eine Regierung die Interessen einer Na-
tion berücksichtigen muss. Die katholische 
Kirche ist jedoch eine Weltkirche. Deshalb ist 
der Horizont weiter. Wir müssen einen men-
schenrechtlichen Ansatz verfolgen und Migra-
tion und Integration zusammen denken. Da-
für brauchen wir rechtsstaatliche und euro-
pafreundliche Lösungen. Migration als eine 
Bedrohung zu betrachten, halten wir für falsch 
und gefährlich.

taz: Wie angespannt ist das Verhältnis zwi-
schen Politik und Kirche?

Söding: Eine Veränderung ist deutlich ge-
worden. Auf der einen Seite sehen wir eine 
Krise der Kirche – zum Beispiel bei den Mitglie-
derzahlen. Auf der anderen Seite gibt es auch 
eine Krise der Demokratie. Ich frage mich, ob 
es zwischen beidem nicht eine direkte Bezie-
hung gibt. Unsere Gesellschaft braucht Kräfte, 
die Politik möglich machen – und der Politik 
eine Orientierung geben.

taz: Welche Kräfte?
Söding: Da sehe ich die Kirchen gefordert. 

Wir sind als Zentralkomitee, als Vertretung der 
katholischen Zivilgesellschaft, stark im politi-
schen Raum unterwegs. Die Kirchen müssen 
ihre eigenen Problemen lösen. Aber auch öf-
fentlich die Stimme erheben. Schwächer wer-
dende Kirchen sind immer noch stark und die 
größten gesellschaftlichen Organisationen. Ich 
bin sehr dankbar, dass es diese Kontakte zur Po-
litik, die Auseinandersetzung und ruhig auch 
mal den einen oder anderen Streit gibt.

taz: Sollte sich die Kirche in die Tagespoli-
tik einmischen?

Söding: Ja, selbstverständlich muss sich die 
Kirche in die Tagespolitik einmischen. Die Kir-
che wird ja auch aufgefordert, zu tagesaktuel-
len Positionen Stellung zu beziehen. Sie darf 
sich von der Tagespolitik nur nicht auffressen 
und hetzen lassen. Sie muss immer die größe-
ren Zusammenhänge darstellen. Meinungen 
haben viele. Wir aber brauchen Argumente, 
die sich auch im Konflikt bewähren. Kom-
plexe Herausforderungen brauchen differen-
zierte Lösungen. Dafür die Räume zu schaffen, 
das ist in der Kultur, in der wir gegenwärtig le-
ben, enorm wichtig. Wir wollen in der katholi-
schen Kirche, möglichst verbunden mit unse-
ren christlichen Geschwistern und ebenso mit 
dem Judentum und dem Islam, versuchen, Re-
ligion als einen Produktivfaktor für die Demo-
kratie zu entwickeln.

taz: Wie verläuft der Diskurs innerhalb der 
Kirche?

Söding: Es gibt mehr als 20 Millionen Mit-
glieder der katholischen Kirche und die haben 
natürlich unterschiedliche Auffassungen. Bei 
einem Punkt ist die katholische Kirche glas-
klar: Mit Rassismus, Rechtspopulismus und 
der AfD haben wir nichts zu tun. Sehr wahr-
scheinlich gibt es aber Mitglieder der katholi-
schen Kirche, die solche Ansichten haben und 
solche Parteien wählen. Wir sehen darin einen 
fundamentalen Widerspruch. Wir sind für eine 
wertegeleitete Politik. Und der zentrale Wert, 
von dem wir immer ausgehen, ist die Unan-
tastbarkeit der Menschenwürde.

das wird

„Die Kirche muss 
sich einmischen“
Der katholische Theologe Thomas 
Söding will eine Kirche, die Stellung 
in tagespolitischen Debatten 
bezieht
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